
BEKANNTMACHUNGEN

Sitzung der Bürgerschaft
Die nächste Sitzung der Bürgerschaft findet am 

 Mittwoch, dem 27. September 2023, um 13.30 Uhr statt.

Hamburg, den 19. September 2023

Die Bürgerschaftskanzlei
 Amtl. Anz. S. 1417

Bekanntgabe des Ergebnisses einer 
allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalles 

zur Feststellung, ob eine Verpflichtung zur 
Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung besteht
Die Firma Abfall-Verwertungs-Gesellschaft mbH, Bor-

sigstraße 2, 22113 Hamburg, hat mit dem Antrag vom 
14. April 2023 (vollständig eingegangen in der Behörde für 
Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft am 4. Sep-
tember 2023) eine Genehmigung nach § 16 Absatz 2 Bun-
des-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) für die Änderung 
der Sonderabfallverbrennungsanlage (Ziffer 8.1.1.1 (G, E) 
des Anhang 1 der 4. BImSchV) auf dem Betriebsgrundstück 
Borsigstraße 2, 22113 Hamburg beantragt.

Gemäß § 5 Absatz 1 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG) wurde auf Grundlage der 
Angaben des Vorhabenträgers sowie eigener Informationen 
geprüft, ob nach den §§ 6 bis 14 UVPG für das Vorhaben 
eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht.

Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls nach § 9 in 
Verbindung mit §§ 7 und 5 UVPG hat nach überschlägiger 
Prüfung unter Berücksichtigung der einschlägigen Krite-
rien nach Anlage 3 UVPG ergeben, dass durch das bean-
tragte Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umwelt-
auswirkungen auf die in § 2 Absatz 1 UVPG genannten 
Schutzgüter hervorgerufen werden können, so dass die 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht 
erforderlich ist.

Die wesentlichen Gründe für diese Entscheidung sind 
im UVP-Portal unter https://www.uvp-verbund.de/hh dar-
gelegt.

Hamburg, den 19. September 2023

Die Behörde für Umwelt, Klima, Energie 
und Agrarwirtschaft
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Öffentliche Bekanntmachung  
gemäß § 10 Absätze 7, 8 und 8a  

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
in Verbindung mit § 21a der Verordnung 

über das Genehmigungsverfahren  
(9. BImSchV)

Genehmigungsverfahren 
Hamburger Stadtentwässerung AöR

Erteilung der fünften Zulassung des vorzeitigen Beginns 
für das Vorhaben 

Änderung der Klärschlammverbrennungsanlage VERA 
durch Erweiterung um eine vierte Verbrennungslinie am 

Standort Köhlbranddeich

Die Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für 
Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft hat am 
31. August 2023 der Hamburger Stadtentwässerung AöR, 
Billhorner Deich 2, 20539 Hamburg, die fünfte Zulassung 
des vorzeitigen Beginns für Baumaßnahmen zum Vorhaben 
Änderung der Klärschlammverbrennungsanlage VERA 
durch Erweiterung um eine vierte Verbrennungslinie mit 
einer Durchsatzkapazität von 4,5 t nicht gefährlichem 
Abfall pro Stunde sowie Nebeneinrichtungen auf dem 
Grundstück Köhlbranddeich 1, 20457 Hamburg, Gemar-
kung Steinwerder/Waltershof, Flurstücke 1442 und 1969, 
erteilt.

Die Genehmigungsbehörde hat unter Berücksichtigung 
der Stellungnahmen der nach § 10 Absatz 5 BImSchG am 
Genehmigungsverfahren beteiligten Behörden und Träger 
öffentlicher Belange geprüft, ob die Voraussetzungen für 
die Erteilung der Zulassung des vorzeitigen Beginns nach 
§ 8a Absatz 1 BImSchG vorliegen. Sie ist zu dem Ergebnis 
gelangt, dass mit einer Entscheidung zugunsten der Antrag-
stellerin gerechnet werden kann, ein öffentliches Interesse 
sowie ein berechtigtes Interesse der Antragstellerin an dem 
vorzeitigen Beginn besteht und keine irreversiblen Schäden 
durch die mit der Zulassung des vorzeitigen Beginns gestat-
teten Maßnahmen entstehen. Darüber hinaus hat sich die 
Antragstellerin verpflichtet, alle bis zur Entscheidung 
durch die mit der Zulassung des vorzeitigen Beginns gestat-
teten Maßnahmen verursachten Schäden zu ersetzen und, 
wenn das Vorhaben nicht genehmigt wird, den früheren 
Zustand wieder herzustellen.

Auf Grund dieser Prüfungsergebnisse hat die Genehmi-
gungsbehörde folgende Entscheidung getroffen:

5. Zulassung des vorzeitigen Beginns

1. Der Hamburger Stadtentwässerung A.ö.R. wird unbe-
schadet der Rechte Dritter vor Erteilung der Genehmi-
gung zur Änderung einer Klärschlammverbrennungs-
anlage durch die Erweiterung um eine vierte Verbren-
nungslinie sowie Nebenanlagen auf dem Grundstück 
Köhlbranddeich 1 in 20547 Hamburg, eine fünfte 
Zulassung des vorzeitigen Beginns nach § 8a Bun-
des-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) bezüglich 
nachfolgender Maßnahmen für die Gebäude Brenn-
stoffannahme, Kesselhaus und Mehrzweckgebäude in 
folgendem Umfang erteilt:
– Stahlbetonbau und Stahlbetonfertigteilbau (Wände, 

Stützen, Decken)
– Stahlbauarbeiten für Kransysteme (Kranschienen, 

-brücken, -laufkatzen)
2. Die Zulassung des vorzeitigen Beginns beruht auf §§ 16 

und 8a sowie § 6 BImSchG in Verbindung mit §§ 1 und 
2 der Vierten Verordnung zur Durchführung des BIm-

SchG (4. BImSchV)2) und Nr. 8.1.1.3 des Anhang 1 zur 
4. BImSchV.

3. Der Zulassung liegen die im Anhang aufgeführten 
Unterlagen des Genehmigungsantrags zur Erweiterung 
der Klärschlammverbrennungsanlage inklusive der 
Verpflichtungserklärung nach § 8a Absatz 1 Ziffer 3 
BImSchG vom 20. Juni 2023 zugrunde.

4. Vorbehalte/Hinweise

4.1 Es wird darauf hingewiesen, dass die Zulassung jeder-
zeit widerrufen werden kann. Die Zulassung wird unter 
dem Vorbehalt nachträglicher Auflagen erteilt (§ 8a 
Absatz 2 BImSchG).

 Die Verpflichtungserklärung nach § 8a Absatz 1 Ziffer 
3 BImSchG der Trägerin des Vorhabens, alle bis zur 
Entscheidung über den Genehmigungsantrag durch 
die Errichtung der Anlage verursachten Schäden zu 
ersetzen und, falls das Vorhaben nicht genehmigt wird, 
den früheren Zustand wieder herzustellen.

4.2 Mit Bestandskraft des Genehmigungsbescheids zum 
beantragten Vorhaben endet die Gestattungswirkung 
dieses Bescheids auf Zulassung des vorzeitigen Beginns 
nach § 8a Absatz 1 BImSchG.

4.3 Die Regelungen der ersten, zweiten, dritten und vierten 
Zulassung zum vorzeitigen Beginn nach § 8a BImSchG 
vom 27. Juli 2021 (Gz. I12-BA06862-176/2020-1), vom 
5. April 2022 (Gz. I12-I12-BA06862-176/2020-2), vom 
14. März 2023 (Gz. I12-BA06862-176/2020-3) und vom 
24. April 2023 (Gz. I12-BA06862-176/2020-4) gelten 
fort.

4.4 Die Zulassung des vorzeitigen Beginns entfaltet weder 
für die Erteilung der Genehmigung nach § 16 BIm-
SchG noch für die Erteilung von anderen, von der 
Konzentrationswirkung gemäß § 13 BImSchG nicht 
erfassten behördlichen Entscheidungen wie z. B. die 
erforderlichen wasserrechtlichen Erlaubnisse zur Bau-
gruben-Wasserhaltung, Versickerung von Baugruben-
wasser und Direkteinleitung von Baugrubenwasser, die 
gesondert einzuholen sind, eine Bindungswirkung.

5. Anordnung der sofortigen Vollziehung

 Die sofortige Vollziehung dieses Bescheides wird ange-
ordnet.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
Widerspruch bei der Behörde für Umwelt, Klima, Energie 
und Agrarwirtschaft, Neuenfelder Straße 19, 21109 Ham-
burg, erhoben werden.

Weitere Bestimmungen im Bescheid:

In Abschnitt II des Bescheides hat die Genehmigungs-
behörde Inhalts- und Nebenbestimmungen zu den Berei-
chen Allgemeines, Bauordnungsrechtliche Bestimmungen, 
Immissionsschutz, Umgang mit wassergefährdenden Stof-
fen, Boden- und Grundwasserschutz, Abfallwirtschaft und 
Reststoffe und Hochwasserschutz festgelegt.

Bezeichnung der für die betreffende Anlage maßgebli-
chen BVT-Schlussfolgerungen:

DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2019/2010 
DER KOMMISSION vom 12. November 2019 über 

2) Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2017 
(BGBl. I S. 1440), die durch Artikel 1 der Verordnung 
vom 12. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1799) geändert worden 
ist
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Schlussfolgerungen zu den besten verfügbaren Techniken 
(BVT) gemäß der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates in Bezug auf die Abfallverbren-
nung

DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2018/1147 
DER KOMMISSION vom 10. August 2018 über Schlussfol-
gerungen zu den besten verfügbaren Techniken (BVT) 
gemäß der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parla-
ments und des Rates für die Abfallbehandlung

Auslegung:

Der Bescheid sowie die Art und Weise der Öffentlich-
keitsbeteiligung werden hiermit öffentlich bekannt 
gemacht.

Der Bescheid mit Begründung liegt vom 26. September 
2023 bis einschließlich 10. Oktober 2023 an der folgenden 
Stelle zu den angegebenen Zeiten zur Einsicht aus:
Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft, 
im Raum E.01.274 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg 
montags bis donnerstags 8.00 Uhr bis 15.00 Uhr, 
freitags 8.00 Uhr bis 14.00 Uhr.

Darüber hinaus kann der Zulassungsbescheid im Inter-
net unter der Adresse

www.uvp-verbund.de/hh eingesehen werden.

Hinweise:

Diese öffentliche Bekanntmachung ersetzt die Zustel-
lung des Zulassungsbescheides an die Personen, die Ein-
wendungen erhoben haben.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Zulassungs-
bescheid auch gegenüber Dritten, die keine Einwendungen 
erhoben haben, als zugestellt.

Bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist kann der Zulas-
sungsbescheid von den Personen, die Einwendungen erho-
ben haben, schriftlich bei der Behörde für Umwelt, Klima, 
Energie und Agrarwirtschaft, Amt Immissionsschutz und 
Abfallwirtschaft, I 012, Neuenfelder Straße 19, 21109 Ham-
burg, angefordert werden.

Hamburg, den 19. September 2023

Die Behörde für Umwelt, Klima, Energie 
und Agrarwirtschaft

– Amt Immissionsschutz und Abfallwirtschaft –
Amtl. Anz. S. 1418

Richtlinie über die Gewährung von 
Billigkeitsleistungen zum Ausgleich nicht 

gedeckter Ausgaben im öffentlichen 
Personennahverkehr im Zusammenhang 

mit dem Deutschlandticket im Jahr 2023 in 
der Freien und Hansestadt Hamburg 

(Richtlinie Deutschlandticket-
Billigkeitsleistungen ÖPNV 2023)

Vom 1. September 2023

1 Rechtsgrundlage und Zweck
Zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben der Aufga-
benträger und Verkehrsunternehmen im öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV) einschließlich des Schie-

nenpersonennahverkehrs (SPNV) im Zusammenhang 
mit der Einführung des Deutschlandtickets gewährt das 
Land nach Maßgabe dieser Richtlinien und § 56 der 
Landeshaushaltsordnung (LHO) Billigkeitsleistungen.
Mit dieser Richtlinie wird das auf Bundesebene in § 9 
des Gesetzes zur Regionalisierung des öffentlichen Per-
sonennahverkehrs (Regionalisierungsgesetz – RegG) 
verankerte Vorhaben des Deutschlandtickets in Landes-
recht umgesetzt und eine Rechtsgrundlage für die Wei-
terleitung der Bundes- und Landesmittel geschaffen. 
Für die Weiterleitung dieser Mittel wurden die bisher 
bekannten Instrumente des ÖPNV-Rettungsschirms 
fortentwickelt.
Es besteht kein Rechtsanspruch auf Gewährung der 
Leistung. Die Bewilligungsbehörde entscheidet auf-
grund ihres pflichtgemäßen Ermessens diskriminie-
rungsfrei im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

2 Gegenstand der Billigkeitsleistungen
Die Billigkeitsleistungen sind ein finanzieller Ausgleich 
an die Empfänger in der Freien und Hansestadt Ham-
burg, deren Ausgaben in den Monaten Mai bis Dezem-
ber 2023 aufgrund der Einführung des Deutschlandti-
ckets durch den Rückgang der Fahrgeldeinnahmen oder 
Ausgleichszahlungen aus allgemeinen Vorschriften im 
Vergleich zum Referenzzeitraum des Jahres 2019 nicht 
durch Einnahmen aus Fahrgeldern und vor dem 1. Mai 
2023 geregelten und nicht die Umsetzung des Deutsch-
landtickets betreffenden Ausgleichszahlungen nach der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 23. Oktober 2007 über 
öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und 
Straße und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) 
Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. 
L 315 vom 3. Dezember 2007, S. 1) (VO 1370) oder 
aus allgemeinen Vorschriften im Sinne von Artikel 3 
Absatz 3 der VO 1370 gedeckt werden können.

3 Empfänger der Billigkeitsleistung
Empfänger sind
3.1
Aufgabenträger und Aufgabenträgerorganisationen des 
ÖPNV. Soweit die FHH als Aufgabenträger selbst Mittel 
zum Ausgleich von Schäden im öffentlichen Personen-
nahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschland-
ticket in Anspruch nimmt, wendet sie diese Richtlinien 
diskriminierungsfrei und transparent an.
3.2
Nur soweit der Aufgabenträger bis zum 31. Dezember 
2023 keine Regelung im Sinne des § 9 Absatz 1 Satz 4 
RegG getroffen hat, sind für den Zeitraum vom 1. Mai 
2023 bis zum 30. September 2023 Empfänger auch 
öffentliche und private Verkehrsunternehmen, soweit 
sie als Genehmigungsinhaber oder Betriebsführer nach 
dem Personenbeförderungsgesetz oder der Verordnung 
(EG) Nr. 1073/2009 ÖPNV auf dem Gebiet der Freien 
und Hansestadt Hamburg und/oder aufgrund eines 
öffentlichen Dienstleistungsauftrages Beförderungsleis-
tungen im ÖPNV bzw. im Schienenpersonennahver-
kehr (SPNV) erbringen. Für die Eisenbahnverkehrsun-
ternehmen ist eine getrennte Antragstellung und Bewil-
ligung für die jeweiligen Regionalbereiche zulässig.

4 Voraussetzungen
Soweit die Empfänger für Verkehrsleistungen nicht 
erlösverantwortlich sind, leiten sie die Billigkeitsleis-
tungen an die das wirtschaftliche Risiko tragenden Ver-
kehrsunternehmen in entsprechender Anwendung der 
Nummer 5.4 und nach den Vorgaben der VO 1370 über 
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allgemeine Vorschriften oder öffentliche Dienstleis-
tungsaufträge oder über andere beihilferechtlich zuläs-
sige Instrumente diskriminierungsfrei weiter. Die Erlös-
verantwortlichen sind zu verpflichten, an der bundes-
weit abgestimmten Einnahmeaufteilung für das 
Deutschlandticket teilzunehmen, die hierfür erforderli-
chen Daten bereitzustellen, bestehende Einnahmen-
ansprüche vollumfänglich geltend zu machen und gege-
benenfalls diese Ansprüche überschießende Einnahmen 
im Rahmen der Einnahmeaufteilung abzugeben.

5 Art und Umfang, Höhe der Billigkeitsleistung
5.1
Bei der Leistung handelt es sich um eine Billigkeitsleis-
tung gemäß § 56 LHO der Freien und Hansestadt Ham-
burg.
5.2
Bei der Finanzierungsart handelt es sich um einen voll-
ständigen Ausgleich in Höhe von 100 Prozent der aus-
gleichsfähigen nicht gedeckten Ausgaben.
5.3
Die Billigkeitsleistung wird in Form einer Zuweisung 
bzw. eines Zuschusses gewährt.
5.4
Die ausgleichsfähigen nicht gedeckten Ausgaben sind 
wie folgt zu ermitteln:
5.4.1
Fahrgeldausfälle:
Für jeden Tarifbereich (Verbundtarife, Übergangstarife, 
landesweite Tarife, Haustarif, Beförderungsbedingun-
gen DB (BBDB), Deutschlandtarif (DT)) ist die Diffe-
renz zwischen den um die jeweiligen Tarifanpassungen 
auf das Jahr 2023 hochgerechneten tatsächlichen Fahr-
geldeinnahmen der Monate Mai bis Dezember 2019 und 
den tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der jeweiligen 
Monate des Jahres 2023 nach Maßgabe der Nummern 
5.4.1.1 und 5.4.1.2 ausgleichsfähig. Maßgebend sind 
dabei die Netto-Fahrgeldeinnahmen (ohne Umsatz-
steuer).
Die Verbundorganisationen haben den Empfängern die 
für die Antragstellung erforderlichen Daten zu liefern.
Einnahmen aus dem Erhöhten Beförderungsentgelt 
werden nicht berücksichtigt.
5.4.1.1
Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den 
Zeitraum Mai bis Dezember 2023 hochgerechneten 
Fahrgeldeinnahmen des Zeitraums in 2019 sind die im 
jeweiligen Monat verkauften bzw. dem Verbund gemel-
deten Fahrausweise der jeweiligen Kartenart und Preis-
stufe der Monate Mai bis Dezember 2019 mit den für 
diese Kartenart und für die im Gültigkeitszeitraum ent-
sprechende Preisstufe im jeweiligen Zeitraum des Jahres 
2023 genehmigten Preisen zu multiplizieren.
Preisanpassungen, die ab dem 1. Mai 2023 wirksam wer-
den, sind im Wesentlichen gleichmäßig für alle Karten-
arten und alle Preisstufen vorzunehmen.
Lassen sich in Einzelfällen keine entsprechenden Refe-
renzpreise zuordnen oder handelt es sich um stückzah-
lunabhängige Pauschalangebote, ist die aus der Berech-
nung nach Satz 1 abgeleitete durchschnittliche prozen-
tuale Tarifanpassung für die Hochrechnung maßgebend.
Wenn aufgrund einer grundlegenden Änderung der 
Tarifstruktur, die nach dem 15. Januar 2023 wirksam 
wurde, ein Vergleich zu den Tarifarten und Preisstufen 
des Jahres 2019 nicht möglich ist, können die hochge-

rechneten Fahrgeldeinnahmen auf Basis des Preisstan-
des zum 1. Januar 2023 ermittelt werden.

Wurden die Preise für Tickets mit nicht deutschland-
weiter Gültigkeit nach dem 15. Januar 2023 abgesenkt, 
sind für diese Tickets die hochgerechneten Fahrgeldein-
nahmen auf Basis des Preisstandes zum 1. Januar 2023 
zu ermitteln.

Die nach den Sätzen 1 bis 5 ermittelten hochgerechne-
ten Fahrgeldeinnahmen sind im Verhältnis der Verän-
derung der tatsächlich erbrachten Betriebsleistungen in 
Fahrzeug-, Wagen- bzw. Zug-Kilometern im Kalender-
jahr 2023 gegenüber dem Kalenderjahr 2019 im Gebiet 
des Empfängers nach Nummer 3.1 fortzuschreiben. Als 
Faktor der Fortschreibung sind dabei 30 Prozent der 
prozentualen Steigerung bzw. prozentualen Verminde-
rung der Betriebsleistungen im Gebiet des Empfängers 
nach Nummer 3.1 anzusetzen.

Als pauschaler Ausgleich der durch die Einführung des 
Deutschlandtickets entfallenden prognostizierten Ein-
nahmesteigerungen aus positiven Verkehrsmengen-
effekten werden die nach den Sätzen 1 bis 5 ermittelten 
Fahrgeldeinnahmen um 1,3 Prozent erhöht.

Unterschreitet die Gesamtzahl der Abonnentinnen und 
Abonnenten nach Einnahmenaufteilung im jeweiligen 
Bundesland zum 31. Januar 2024 die Gesamtzahl der 
Abonnentinnen und Abonnenten zum 30. April 2023 
um mehr als 10 Prozent, sind die nach den Sätzen 1 bis 7 
ermittelten Fahrgeldeinnahmen um den über die Baga-
tellgrenze von 5 Prozent hinausgehenden Prozentsatz 
für alle Empfänger im Land abzusenken.

Bei Verbundtarifen, Übergangstarifen, landesweiten 
Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif sind die hochgerechne-
ten Fahrgeldeinnahmen gemäß der Einnahmenauftei-
lung unter Zugrundelegung des Aufteilungsschlüssels 
für das Jahr 2023 der jeweiligen Verbundorganisation zu 
verteilen, der ohne die Einführung des Deutschland-
tickets gegolten hätte.

5.4.1.2

Zur Berechnung der anzusetzenden tatsächlichen Fahr-
geldeinnahmen der Monate Mai bis Dezember 2023 sind 
die tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen einschließlich der 
Fahrgeldeinnahmen aus dem Deutschlandticket zu 
ermitteln.

Für Jobtickets zum Deutschlandticket sind die tatsäch-
lichen Fahrgeldeinnahmen ansetzbar, soweit dabei die 
abgestimmten bundeseinheitlichen Rabattierungen 
angewendet wurden. Die Vornahme weiterer Absetzun-
gen von den Fahrgeldeinnahmen aus dem Deutschland-
ticket insbesondere für die Deckung von Vertriebsauf-
wendungen ist nicht zulässig.

Wurden die Preise für Tickets mit nicht deutschland-
weiter Gültigkeit nach dem 15. Januar 2023 abgesenkt, 
sind bei der Ermittlung der tatsächlichen Fahrgeldein-
nahmen für die Berechnung des Ausgleichs für alle 
Tickets mit nicht deutschlandweiter Gültigkeit mit Aus-
nahme von im Solidarmodell verkauften Studierenden-
tickets alle verkauften Tickets mit den am 1. Januar 2023 
geltenden ggfs. den Preis des Deutschlandtickets auch 
übersteigenden Preisen anzusetzen.

Bei Verbundtarifen, Übergangstarifen, landesweiten 
Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif und dem Deutschland-
ticket sind die so ermittelten tatsächlichen Fahrgeldein-
nahmen gemäß der Einnahmenaufteilung unter Zugrun-
delegung des Aufteilungsschlüssels für das Jahr 2023 der 
jeweiligen Verbundorganisation sowie gemäß der Ein-
nahmeaufteilung für das Deutschlandticket zu verteilen.
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5.4.2

Zur Berechnung der Minderung der Erstattungsleistun-
gen nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch vom 
23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3234), zuletzt geändert 
am 6. Juni 2023 (BGBl. I Nr. 146 S. 1, 3, 6), sind die um 
die Tarifanpassungen gemäß Nummer 5.4.1.1 hochge-
rechneten erstattungsfähigen Fahrgeldeinnahmen des 
Zeitraumes Mai bis Dezember 2019 bzw. die nach Maß-
gabe der Nummer 5.4.1.2 errechneten erstattungsfähi-
gen Fahrgeldeinnahmen für den Zeitraum Mai bis 
Dezember 2023 zu ermitteln und für diese die Erstat-
tungsleistung aufgrund der jeweiligen für das entspre-
chende Jahr festgelegten oder nachgewiesenen Vomhun-
dertsätze (2019 für hochgerechnete und 2023 für 
Ist-Fahrgeldeinnahmen 2023) zu berechnen.

Maßgebend sind dabei die Netto-Fahrgeldeinnahmen 
(ohne Umsatzsteuer), bei Verbundtarifen, Übergangs-
tarifen, landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif 
und dem Deutschlandticket gemäß der nach Nummer 
5.4.1.1 für die hochgerechneten erstattungsfähigen 
Fahrgeldeinnahmen bzw. gemäß Nummer 5.4.1.2 für die 
tatsächlichen erstattungsfähigen Fahrgeldeinnahmen 
maßgebenden Einnahmenaufteilung. Ausgleichsfähig 
ist die Differenz der so errechneten Beträge für die 
jeweiligen Verkehrsleistungen.

5.4.3

In entsprechender Weise ist die ebenfalls ausgleichs-
fähige Minderung anderer Ausgleichszahlungen aus all-
gemeinen Vorschriften zu berechnen. Einsparungen der 
Empfänger nach 3.1 bei Leistungen aus Allgemeinen 
Vorschriften sind gegenzurechnen.

5.4.4

Ausgleichsfähig sind darüber hinaus erhöhte Ausgaben 
für die Anpassung der Vertriebsprozesse zur Einführung 
des Deutschlandtickets.

Dabei wird für jeden zum Stichtag 30. April 2023 beim 
Empfänger bzw. den in wirtschaftlicher Verantwortung 
stehenden Verkehrsunternehmen in einem vor dem 
Deutschlandticket angebotenen Abonnement gebunde-
nen Kunden eine einmalige Umstellungspauschale in 
Höhe von 15,00 Euro gewährt.

Abonnements sind Zeitfahrkarten mit einer zeitlichen 
Gültigkeit von mehr als einem Monat. Dazu zählen auch 
Semestertickets sowie Monatskarten, die von Unterneh-
men ausgegeben werden, die keine Abonnements im 
gesamten Tarifangebot haben und mindestens vier die-
ser Monatskarten im Zeitraum 1. Mai 2022 bis 30. April 
2023 nachweislich an denselben Kunden oder dieselbe 
Kundin verkauft wurden.

Voraussetzung, um für alle zum Stichtag 30. April 2023 
beim Empfänger bzw. den in wirtschaftlicher Verant-
wortung stehenden Verkehrsunternehmen gebundenen 
Kundinnen bzw. Kunden im Sinne des Satzes 2 eine 
Umstellungspauschale zu erhalten, ist, dass zum Stich-
tag 31. Dezember 2023 eine Anzahl an Kundinnen bzw. 
Kunden, die mindestens 60 % des Abo-Kundenbestands 
vom 30. April 2023 beträgt, im Deutschlandticket beim 
Empfänger bzw. dem in wirtschaftlicher Verantwortung 
stehenden Verkehrsunternehmen gebunden ist. Wenn 
unter 60 %, aber mehr als 30 % des Kundenbestandes 
vom 30. April 2023 zum Stichtag 31. Dezember 2023 
beim jeweiligen Empfänger bzw. Unternehmen gebun-
den ist, erhält der Empfänger bzw. das Unternehmen 
50 % des sich aus Satz 2 ergebenden Wertes.

In besonders begründeten Einzelfällen kann eine geson-
derte Regelung getroffen werden.

Zuzüglich wird pauschal für jedes zum 30. April 2023 
vorhandene auf die Kontrolle des Deutschlandtickets 
ertüchtigte Kontrollgerät und für die Kontrolle des 
Deutschlandtickets im Jahr 2023 beschaffte Kontrollge-
rät eine einmalige Umstellungspauschale zur Kompen-
sation der Kontrollmehrausgaben in Höhe von 317,00 
Euro gewährt.
Es ist durch geeignete Regelungen mit den für den Ver-
trieb und Kontrolle beauftragten Partnern sicherzustel-
len, dass die Pauschalen sachgerecht ausgereicht wer-
den.
Weiterhin kann der Empfänger die geleisteten Ausga-
ben für die Einrichtung des EAV-Clearings im Rahmen 
der Arbeitsgemeinschaft aus dem Verband Deutscher 
Verkehrsunternehmen e.V., der Deutschlandtarifver-
bund GmbH, dem Bundesverband Deutscher Omnibu-
sunternehmen e.V. und dem Bundesverband Schienen-
Nahverkehr e.V., die an die NVBW GmbH geleisteten 
Ausgaben für die gutachterliche Begleitung des Prozes-
ses zur Neufassung eines Einnahmeaufteilungsverfah-
rens und an die DeutschlandMobil 2030 GmbH geleiste-
ten Ausgaben für bundesweites Marketing sowie für die 
Evaluation des Deutschlandtickets geltend machen. Die 
Ausgaben im vorhergehenden Satz gehören zur Einfüh-
rung des Deutschlandtickets und können auch bei Ent-
stehung im Jahr 2024 dem Ausgleichszeitraum für das 
Jahr 2023 zugerechnet werden.
Nicht erstattungsfähig sind erhöhte Ausgaben für 
zusätzliche Betriebsleistungen.
5.4.5
Mit der Ausgabe des Deutschlandtickets verbundene 
Minderungen von Erlösen aus Vertriebsprovisionen 
eines Empfängers innerhalb von Tarifbereichen sind 
erstattungsfähig.
5.4.6
Von dem nach den Nummern 5.4.1 bis 5.4.5 ermittelten 
Ausgleich sind in direktem ursächlichem Zusammen-
hang mit der Einführung des Deutschlandtickets ver-
miedene oder ersparte Aufwendungen durch verringerte 
Vertriebsprovisionen, soweit diesen keine rechtskräftig 
festgestellten oder zwischen den Parteien unbestrittenen 
Deutschlandticket bedingten Forderungen des Ver-
triebsdienstleisters auf Anpassung der Vergütung aus 
ergänzender Vertragsauslegung oder nach § 313 BGB 
gegenüberstehen, in Abzug zu bringen.
5.4.7
Die Summe der gemäß den Nummern 5.4.1 bis 5.4.5 
errechneten Minderungen abzüglich der vermiedenen 
oder ersparten Aufwendungen gemäß Nummer 5.4.6 ist 
der ausgleichsfähige Ausgleichsbetrag.
5.4.8
Erbringt ein Verkehrsunternehmen Betriebsleistungen 
in dem Gebiet mehrerer Aufgabenträger und können die 
nicht gedeckten Ausgaben nicht eindeutig der Betriebs-
leistung im jeweiligen Gebiet der Aufgabenträger zuge-
ordnet werden, sind diese auf der Grundlage der im 
Gebiet des jeweiligen Aufgabenträgers erbrachten Fahr-
zeug-, Wagen- bzw. Zug-Kilometer des Kalenderjahres 
2023 den Aufgabenträgern zuzuordnen.
Die beteiligten Aufgabenträger oder die Bewilligungsbe-
hörde können eine abweichende Aufteilung vereinba-
ren.

6 Sonstige Bestimmungen

6.1

Es ist sicherzustellen, dass bei Weiterleitung der Billig-
keitsleistungen an Verkehrsunternehmen eine Über-

1421



Amtl. Anz. Nr. 74Dienstag, den 19. September 2023

kompensation der aus der Einführung des Deutschland-
tickets resultierenden wirtschaftlichen Nachteile ausge-
schlossen ist. Soweit die beihilferechtliche Rechtferti-
gung aus der VO 1370 erfolgt, dürfen bei der Überkom-
pensationsprüfung aus Gründen der Gleichbehandlung 
als Maßstab auch nur die Mindestanforderungen aus 
dem Anhang der VO 1370 zur Anwendung kommen. 
Der finanzielle Nettoeffekt berechnet sich aus der 
Summe der (positiven oder negativen) Auswirkungen 
der Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung 
des Verkehrsunternehmens zur Anerkennung und 
Anwendung des Deutschlandticket-Tarifs auf die Ein-
nahmen des Verkehrsunternehmens sowie auf seine 
Kosten, soweit diese als zusätzlicher Nachteil vom Ver-
kehrsunternehmen bei der Ausgleichsberechnung gel-
tend gemacht werden oder soweit das Verkehrsunter-
nehmen aufgrund der Einführung des Deutschlandti-
ckets Kosten erspart; sonstige Kosten des Verkehrsun-
ternehmens sind nicht Gegenstand dieser Überkompen-
sationskontrolle.

6.2

Die Empfänger sind zu verpflichten, dass die Unterneh-
men verpflichtet werden, die nach Nr. 5.4.4 dieser Richt-
linie unterstützte Kontrollinfrastruktur drei Jahre im 
ÖPNV in Deutschland einzusetzen.

6.3

Die Empfänger sind darauf hinzuweisen, dass es sich bei 
den Angaben um subventionserhebliche Tatsachen im 
Sinne von § 264 des Strafgesetzbuches in Verbindung 
mit § 2 des Subventionsgesetzes vom 29. Juli 1976 (BGBl. 
I S. 2034) – und § 1 des Hamburgischen Subventionsge-
setzes vom 30. November 1976 (GVBl. S. 221) handelt 
und dass Subventionsbetrug nach diesen Vorschriften 
strafbar ist. Eine Doppelförderung ist ausgeschlossen.

6.4

Die Empfänger sind zu verpflichten, dass sichergestellt 
wird, dass bis zum 20. eines Monats für den Vormonat 
alle Verkäufe des Deutschlandtickets an die von der 
Arbeitsgemeinschaft aus dem Verband Deutscher Ver-
kehrsunternehmen e.V., der Deutschlandtarifverbund 
GmbH, dem Bundesverband Deutscher Omnibusunter-
nehmen e.V. und dem Bundesverband SchienenNahver-
kehr e.V. gebildete EAV-Clearingstelle gemeldet wer-
den.

6.5

Die Empfänger sind zu verpflichten, bis zum 31. März 
2025 die tatsächlich entstandenen nicht gedeckten Aus-
gaben und Einsparungen auf der Grundlage der in Num-
mer 5.4 genannten Berechnungsmethode nachzuweisen. 
Dem Nachweis sind insbesondere Bestätigungen der 
Verbundorganisationen über die aufzuteilenden Ein-
nahmen der Monate Mai bis Dezember 2019 und die 
Einnahmeaufteilungen sowohl für die nach Nummer 
5.4.1.1 hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen als auch 
für die nach Nummer 5.4.1.2 ermittelten tatsächlichen 
Fahrgeldeinnahmen der Monate Mai bis Dezember 2023 
sowie eine Bescheinigung einer Wirtschafsprüferin bzw. 
eines Wirtschaftsprüfers über die Fahrgeldeinnahmen 
der Jahre 2019 und 2023 im Haustarif bzw. nach BBDB 
beizufügen. Den Bestätigungen der Verbundgesellschaf-
ten sind auch die betragsmäßigen Erlösminderungen 
aus Vertriebsprovisionen bzw. Einsparungen von Ver-
triebsprovisionen je Empfänger hinzuzufügen. Weiter-
hin ist jeder Empfänger zu verpflichten, dem Nachweis 
die Anzahl der Abonnentinnen und Abonnenten im 
Sinne der Nummer 5.4.1.1 zu den Stichtagen 30. April 

2023 und 31. Januar 2024 beizulegen. Die Bewilligungs-
behörde kann weitere Unterlagen anfordern.

6.6

Billigkeitsleistungen, die über den reinen Ausgleich der 
nicht gedeckten Ausgaben nach Maßgabe der Nummer 
5.4.1 hinausgehen, sind vom Empfänger zurückzufor-
dern. In der Regel sind die zurückgeforderten Beträge 
nicht zu verzinsen, wenn sie in der gesetzten Frist erstat-
tet werden. Sollte sich herausstellen, dass der tatsächli-
che ausgleichsfähige Betrag den prognostizierten über-
steigt, ist eine Anpassung der gewährten Billigkeitsleis-
tung vorzunehmen.

6.7

Das Hamburgische Transparenzgesetz (HmbTG) sieht 
eine Informationspflicht (Auskunfts- und Veröffentli-
chungspflicht) bei Subventionsvergaben vor. Für 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse gelten beschränkte 
Informationspflichten. Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nisse sind alle auf ein Unternehmen bezogenen Tatsa-
chen, Umstände und Vorgänge, die nicht offenkundig, 
sondern nur einem begrenzten Personenkreis zugäng-
lich sind und an deren Nichtverbreitung das Unterneh-
men ein berechtigtes Interesse hat. Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse im Sinne des HmbTG sind daher 
gemäß § 7 Abs. 3 HmbTG zu kennzeichnen und getrennt 
vorzulegen.

7 Verfahren

7.1

Ein Antrag auf Gewährung der Billigkeitsleistung ist bis 
zum 30. September 2023 bei der

Behörde für Verkehr und Mobilitätswende 
Referat VM 1 
Alter Steinweg 4 
20459 Hamburg 
Emailadresse: rettungsschirm@bvm.hamburg.de

durch die jeweiligen Vertretungsberechtigten zu stellen. 
Die Bewilligungsbehörde kann verspätete Anträge 
zulassen. Er hat die Berechnung bzw. Schätzung der 
voraussichtlichen nicht gedeckten Ausgaben auf der 
Grundlage der in Nummer 5.4 genannten Berechnungs-
methode zu enthalten.

7.2

Bewilligungsbehörde ist die Behörde für Verkehr und 
Mobilitätswende.

7.3

Dem Antrag sind Prognosen der Verbundorganisatio-
nen über die Minderungen gemäß den Nummern 5.4.1 
sowie weitere begründende Unterlagen beizufügen. 
Sammelanträgen von Empfängern gemäß Nummer 3.2 
sind die Anträge der Empfänger gemäß Nummer 3.1 
beizufügen. Der Antrag ist formlos schriftlich oder elek-
tronisch zu stellen.

7.4

Der Empfänger kann einen ersten vereinfachten Antrag 
auf vorläufigen Ausgleich und dessen Auszahlung stel-
len. Beantragt werden können 70 % der Summe, die im 
Rahmen des Rettungsschirms 2021 vorläufig gewährt 
wurden. Bei einer zwischenzeitlichen Änderung der 
Betreiber der Verkehrsleistungen hat der Antragsteller 
nach Nummer 3.1 dafür Sorge zu tragen, dass der Betrag 
sachgerecht auf die neuen Betreiber aufgeteilt wird. Der 
Antrag kann formlos per Mail bei der Bewilligungsbe-
hörde gemäß Nummer 7.2 gestellt werden.
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7.5

Empfänger gemäß Nummer 3.2 haben die Billigkeits-
leistungen an die Empfänger gemäß Nummer 3.1 weiter-
zuleiten und dabei sicherzustellen, dass die maßgebli-
chen Bestimmungen des Bewilligungsbescheides auch 
den Empfängern auferlegt werden. Dies schließt aus-
drücklich die Nachweisführung ein.

7.6

Die Modalitäten der Auszahlung werden im Bewilli-
gungsbescheid näher geregelt.

8 Inkrafttreten/Außerkrafttreten

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Mai 2023 in 
Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2025 außer 
Kraft.

Hamburg, den 1. September 2023

Die Behörde für Verkehr und Mobilitätswende
Amtl. Anz. S. 1419

Öffentliche Zustellung
Eine zustellfähige Anschrift der Frau Florence Chantal 

Kakanou, geboren am 15. Oktober 1972, ist nicht bekannt. 
Die letztbekannte Anschrift lautet: Simon-von-Utrecht-
Straße 17, 20359 Hamburg.

Bei der Behörde für Inneres und Sport – Polizei –, Bru-
no-Georges-Platz 1, 22297 Hamburg (Eingangshalle) wurde 
am 5. September 2023 zur öffentlichen Zustellung nach § 10 
des Verwaltungszustellungsgesetzes (VwZG) vom 12. Au-
gust 2005 (BGBl. I S. 2354, 2356) eine Benachrichtigung 
ausgehängt, dass für Frau Florence Chantal Kakanou ein 
Heranziehungsbescheid vom 5. Juli 2022 (Aktenzeichen: 
J 321-3548/2020) betreffend des Polizei- und Feuerwehrein-
satzes vom 12. Juli 2020 beim Justiziariat der Polizei, Poli-
zeipräsidium, V. Obergeschoss, Zimmer 5 E 137, zur Entge-
gennahme bereitliegt.

Durch die Zustellung werden Fristen in Gang gesetzt, 
nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können!

Der Heranziehungsbescheid gilt nach § 10 Absatz 2 
Satz 6 VwZG als zugestellt am 26. September 2023.

Hamburg, den 5. September 2023

Die Behörde für Inneres und Sport
– Polizei –

Amtl. Anz. S. 1423

Öffentliche Zustellung
Eine zustellfähige Anschrift der Frau Jannet Majouri, 

geboren am 8.  März 1982, ist nicht bekannt. Die letztbe-
kannte Anschrift lautet: Mistralstraße 3, 22767 Hamburg.

Bei der Behörde für Inneres und Sport – Polizei –, Bru-
no-Georges-Platz 1, 22297 Hamburg (Eingangshalle) wurde 
am 5. September 2023 zur öffentlichen Zustellung nach § 10 
des Verwaltungszustellungsgesetzes (VwZG) vom 12. Au-
gust 2005 (BGBl. I S. 2354, 2356) eine Benachrichtigung 
ausgehängt, dass für Frau Jannet Majouri ein Heranzie-
hungsbescheid vom 11. März 2022 (Aktenzeichen: 
J 321-1596/2020) betreffend des Polizei- und Feuerwehrein-
satzes vom 27. März 2020 beim Justiziariat der Polizei, 
Polizeipräsidium, V. Obergeschoss, Zimmer 5 E 137, zur 
Entgegennahme bereitliegt.

Durch die Zustellung werden Fristen in Gang gesetzt, 
nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können!

Der Heranziehungsbescheid gilt nach § 10 Absatz 2 
Satz 6 VwZG als zugestellt am 26. September 2023.

Hamburg, den 5. September 2023

Die Behörde für Inneres und Sport
– Polizei –

Amtl. Anz. S. 1423

Öffentliche Zustellung
Eine zustellfähige Anschrift des Herrn Augustus Theo-

philus Tettey Nuwordu, geboren am 27. Januar 1949, ist 
nicht bekannt. Die letztbekannte Anschrift lautet: Braam-
kamp 72, 22297 Hamburg.

Bei der Behörde für Inneres und Sport – Polizei –, Bru-
no-Georges-Platz 1, 22297 Hamburg (Eingangshalle) wurde 
am 5. September 2023 zur öffentlichen Zustellung nach § 10 
des Verwaltungszustellungsgesetzes (VwZG) vom 12. Au-
gust 2005 (BGBl. I S. 2354, 2356) eine Benachrichtigung 
ausgehängt, dass für Herrn Augustus Theophilus Tettey 
Nuwordu ein Heranziehungsbescheid vom 11. Oktober 
2022 (Aktenzeichen: J 321-5785/2020) betreffend des Poli-
zei- und Feuerwehreinsatzes vom 14. Dezember 2020 beim 
Justiziariat der Polizei, Polizeipräsidium, V. Obergeschoss, 
Zimmer 5 E 137, zur Entgegennahme bereitliegt.

Durch die Zustellung werden Fristen in Gang gesetzt, 
nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können!

Der Heranziehungsbescheid gilt nach § 10 Absatz 2 
Satz 6 VwZG als zugestellt am 26. September 2023.

Hamburg, den 5. September 2023

Die Behörde für Inneres und Sport
– Polizei –

Amtl. Anz. S. 1423

Öffentliche Zustellung
Eine zustellfähige Anschrift des Herrn André Plück-

hahn, geboren am 4. Juli 1966, ist nicht bekannt. Die letzt-
bekannte Anschrift lautet: Steilshooper Straße 246, 22307 
Hamburg.

Bei der Behörde für Inneres und Sport – Polizei –, Bru-
no-Georges-Platz 1, 22297 Hamburg (Eingangshalle) wurde 
am 5. September 2023 zur öffentlichen Zustellung nach § 10 
des Verwaltungszustellungsgesetzes (VwZG) vom 12. Au-
gust 2005 (BGBl. I S. 2354, 2356) eine Benachrichtigung 
ausgehängt, dass für Herrn André Plückhahn ein Heranzie-
hungsbescheid vom 20. September 2022 (Aktenzeichen:  
J 321-4813/2020) betreffend des Polizei- und Feuerwehrein-
satzes vom 6. Oktober 2020 beim Justiziariat der Polizei, 
Polizeipräsidium, V. Obergeschoss, Zimmer 5 E 137, zur 
Entgegennahme bereitliegt.

Durch die Zustellung werden Fristen in Gang gesetzt, 
nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können!

Der Heranziehungsbescheid gilt nach § 10 Absatz 2 
Satz 6 VwZG als zugestellt am 26. September 2023.

Hamburg, den 5. September 2023

Die Behörde für Inneres und Sport
– Polizei –

Amtl. Anz. S. 1423

1423



Amtl. Anz. Nr. 74Dienstag, den 19. September 2023

Widmung von Wegeflächen  
im Bezirk Hamburg-Nord  
– Heinz-Gärtner-Brücke –

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) in der 
jeweils gültigen Fassung, wird die im Bezirk Ham-
burg-Nord, Gemarkung Barmbek, Ortsteil 419, belegene 
Heinz-Gärtner-Brücke (Flurstücke 274 teilweise und 3191 
teilweise) inklusive dem im Flurstück 6315 belegenen Ram-
penteil mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen Fußgän-
gerverkehr gewidmet.

Das Brückenbauwerk und Rampenteil sowie die Gewäs-
seroberfläche auf den Flurstücken 274 teilweise und 3191 
teilweise werden von der Widmung nicht berührt. Die Wid-
mung bezieht sich nur auf die Straßenoberfläche.

Hamburg, den 30. August 2023

Das Bezirksamt Hamburg-Nord
Amtl. Anz. S. 1424

Beabsichtigung einer Widmung von 
Wegeflächen im Bezirk Wandsbek  

– Bramfelder Dorfplatz –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Bram-
feld, Ortsteil 515, belegene Fußgängerzone Bramfelder 
Dorfplatz (Flurstück 10770 teilweise), westlich Haus 
Nummer 20 liegend, mit sofortiger Wirkung dem allgemei-
nen Lieferverkehr mit Kraftfahrzeugen bis 7,5 t zulässigen 
Gesamtgewichts zu den dort ausgeschilderten Zeiten und 
dem allgemeinen Fußgänger- und Radfahrverkehr sowie 
dem Verkehr mit Krankenfahrzeugen gewidmet.

Nach § 8 in Verbindung mit § 6 des Hamburgischen 
Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
GVBl. S. 41, 83) mit Änderungen werden die im Bezirk 
Wandsbek, Gemarkung Bramfeld, Ortsteil 515, belegenen 
Verbreiterungsflächen Bramfelder Dorfplatz (Flurstücke 
10770 teilweise, 10773 [101 m²] und 10744 [15 m²]), von der 
Herthastraße abzweigend und auf einer Länge von ca. 40 m 
verlaufend, mit sofortiger Wirkung dem allgemeinen Lie-
ferverkehr mit Kraftfahrzeugen bis 7,5 t zulässigen Gesamt-
gewichts zu den dort ausgeschilderten Zeiten und dem 
 allgemeinen Fußgänger- und Radfahrverkehr sowie dem 
Verkehr mit Krankenfahrzeugen gewidmet.

Die Flächen sind laut Senatsbeschluss vom 23. August 
2017 Bramfelder Dorfplatz benannt worden.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierte Bereiche), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä-
chen liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 

Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein-
sicht für Jedermann öffentlich aus. Während dieser Zeit 
können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte Maß-
nahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder zu 
Protokoll des Managements des öffentlichen Raumes des 
Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 7. September 2023

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 1424

Entwidmung von öffentlichen 
Wegeflächen im Bezirk Wandsbek  

– unbenannte Wegeverbindung  
(abzweigend von Im Ellernbusch) –

Nach § 7 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen, ist die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Duven-
stedt, Ortsteil 522, belegene öffentliche unbenannte Wege-
verbindung (Flurstück 1766 teilweise [ehemals 330 teil-
weise]), zwischen Im Ellernbusch Haus Nummern 18 und 
20 verlaufend, für den öffentlichen Verkehr entbehrlich 
und wird mit sofortiger Wirkung entwidmet und aufgeho-
ben.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplan kann beim 
Bezirksamt Wandsbek, Fachamt Management des öffent-
lichen Raumes, Am Alten Posthaus 2, 22041 Hamburg, 
eingesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe beim Bezirksamt Wandsbek, Fach- 
amt Management des öffentlichen Raumes, Am Alten Post-
haus 2, 22041 Hamburg, Widerspruch eingelegt werden.

Hamburg, den 8. September 2023

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 1424

Erlöschen einer öffentlichen Bestellung 
zum Sachverständigen

Gemäß Ordnung der Hamburgischen Architektenkam-
mer über die öffentliche Bestellung und Vereidigung von 
Sachverständigen (Sachverständigenordnung) in der Fas-
sung vom 12. Januar 1977, zuletzt geändert am 15. Novem-
ber 2010, wird hiermit gemäß §  23 bekannt gemacht:

Die Bestellung des Sachverständigen Ernst-August 
Schrader, geboren am 30. August 1949, mit Bürositz Jür-
gensallee 3 in 22609 Hamburg, ist erloschen.

Hamburg, den 1. September 2023

Hamburgische Architektenkammer
Amtl. Anz. S. 1424
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Öffentliche Ausschreibung

a)  Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b)  Vergabeverfahren:

Öffentliche Ausschreibung, VOB/A

Vergabenummer: 23 A 0279

c)  Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen:

Zugelassene Angebotsabgabe:

Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m 
Signatur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

d)  Art des Auftrags:

Ausführung von Bauleistungen

e)  Ort der Ausführung:

DWD Sasel, Frahmredder 95, 22393 Hamburg

f)  Art und Umfang der Leistung:

 Herstellung von Baustraßen, – Abbruch einer Schiebe-
tor- und Schrankenanlage, Abbruch einer Ziegelsicht-
schutzmauer, Demontieren und lagern von Lichtmas-
ten  

g)  Entfällt

h)  Aufteilung in Lose: nein

i)  Ausführungsfristen:

Beginn der Ausführung:  
nach Auftragserteilung spät. 10. Oktober 2023

Fertigstellung oder Dauer der Leistungen:  
3. November 2023

j)  Nebenangebote sind zugelassen.

k)  Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.

l)  Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen:

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://bi-medien.de/ausschreibungs-
dienste/ausschreibungen/D451867960

 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor-
dert.

o) Ablauf der Angebotsfrist am 27. September 2023 um 
9.00 Uhr, Ablauf der Bindefrist am 25. Oktober 2023.

p)  Adresse für elektronische Angebote:

https://www.bi-medien.de/

Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q)  Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r)  Zuschlagskriterien:

Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100  %

s)  Eröffnungstermin: 27. September 2023, 9.00 Uhr
 Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:

Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t)  Geforderte Sicherheiten: siehe Vergabeunterlagen.
u)  Entfällt
v)  Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften:

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w)  Beurteilung der Eignung:
Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach-
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei-
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset-
zung für die Präqualifikation erfüllen.
Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika-
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver-
zeichnis) geführt werden.
Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigen erklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini-
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini-
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.
Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über-
mittelt.

x)  Nachprüfung behaupteter Verstöße:
Nachprüfungsstelle (§  21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295
Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe-
plattform bi-medien.

Hamburg, den 12. September 2023

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 1334

Offenes Verfahren

1) Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil-
nahmeanträge einzureichen sind:
Behörde für Inneres und Sport – Polizei –
Bruno-Georges-Platz 1
22297 Hamburg
Deutschland
ausschreibungen@polizei.hamburg.de

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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2) Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):

Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3) Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind (§ 38 UVgO):

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

4) Entfällt

5) Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 
Leistungserbringung:

Ausbau von fünf Mercedes-Benz Vito zum Kommando-
wagen für den Kampfmittelräumdienst der Feuerwehr 
Hamburg

Die Freie und Hansestadt Hamburg, vertreten durch 
die Zentrale Vergabestelle der Behörde für Inneres und 
Sport, beabsichtigt im Auftrag für die Feuerwehr Ham-
burg den Abschluss eines Vertrages über den Ausbau 
von fünf Mercedes-Benz Vitos Mixto lang AWD zu 
Kommandowagen für den Kampfmittelräumdienst. 
Die Basismodelle von Mercedes-Benz werden beige-
stellt, müssen jedoch vom Auftragnehmer bei der Auf-
traggeberin abgeholt und nach erfolgtem Ausbau 
zurücktransportiert werden. Der ausgeschriebene Auf-
trag bezieht sich lediglich auf den Transport und den 
Ausbau der Fahrzeuge.

Ort der Leistungserbringung: 20539 Hamburg

6) Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung  
(§ 22 UVgO): 

Losweise Ausschreibung: Nein

7) Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8) Entfällt

9) Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunter-
lagen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/api/external/deeplink/subproject/ 

4e0566ea-fe97-44c5-9595-93186be3f0 b2 

10) Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 
Bindefrist:

Teilnahme- oder Angebotsfrist:  
4. Oktober 2023, 12.00 Uhr

Bindefrist: 31. Dezember 2023, 00.00 Uhr

11) Entfällt

12) Entfällt

13) Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor-
zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver-
langt

Allgemeines

– Firmenangaben und Lieferzeit

– Übersicht Servicestandorte

– Technisches Leistungsverzeichnis (Anlage 1)

Eignung

Befähigung zur Berufsausübung:

– Identifikationsnummer

– Eintragung in das Berufs- oder Handelsregister

– Registergericht

Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit:

– Erklärung zur wirtschaftlichen und finanziellen 
Leistungsfähigkeit

– Umsatzzahlen

Technische und berufliche Leistungsfähigkeit:

– Erklärung zu den vorhandenen personellen und 
technischen Mitteln

– Erklärung zu vergleichbaren Leistungen

– Referenzliste

– Falls zutreffend: Erklärungen bei Weitervergabe 
von Leistungen an Unterauftragnehmer

– Falls zutreffend: Angaben des Unterauftragneh-
mers zur Eignung

– Falls zutreffend: Verpflichtungserklärung Unter-
auftragnehmer

Auftragsdurchführung

Bedingungen für die Ausführung des Auftrags:

– Erklärung über das Nichtvorliegen von Ausschluss-
gründen nach den §§ 123, 124 GWB

– Erklärung über das Nichtvorliegen von Verfehlun-
gen (Gesetz zum Schutz fairen Wettbewerbs)

– Erklärung zur Tariftreue und zur Zahlung eines 
Mindestlohnes

– Erklärung zur sozialverträglichen Beschaffung 
(Beachtung der ILO-Kernarbeitsnormen)

– Erklärung zur umweltverträglichen Beschaffung

– Verpflichtung zur Zahlung von Steuern, Abgaben 
und Sozialversicherungsbeiträgen

– Erklärung zur EMV-Verträglichkeit

– Eigenerklärung „5. RUS-Sanktionspaket“

– Ggfs. Reaktionszeit mobiler Reparaturservice

14) Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunter-
lagen genannt (§ 43 UVgO):

Niedrigster Preis 

Hamburg, den 4. September 2023

Die Behörde für Inneres und Sport
– Polizei – 1335

Offenes Verfahren

Verfahren: FB 2023001699 – Abschluss einer 
Rahmenvereinbarung für Hausmeisterleistungen 

beim Amt für Migration

Auftraggeber: Finanzbehörde Hamburg

1) Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil-
nahmeanträge einzureichen sind:

Finanzbehörde Hamburg
Gänsemarkt 36
20354 Hamburg
Deutschland
+49 40428231386
+49 40427310686
ausschreibungen@fb.hamburg.de

2) Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO)

Offenes Verfahren (EU) [VgV]  
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3) Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind (§ 38 UVgO):

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.

4) Entfällt  

5) Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 
Leistungserbringung:

Abschluss einer Rahmenvereinbarung für Hausmeis-
terleistungen beim Amt für Migration

Ausgeschrieben sind allgemeine und spezielle Haus-
meisterleistungen, die in den Dienststellen des Amtes 
für Migration zu erbringen sind.

Ort der Leistungserbringung: 20354 Hamburg

6) Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung  
(§ 22 UVgO): 

 Losweise Ausschreibung: Ja

Angebote können abgegeben werden für: Bieter kann 
für alle Lose anbieten (aber auch für weniger).

Angebote können abgegeben werden für: Bieter kann 
für alle Lose anbieten (aber auch für weniger).

Los-Nr. 1 Losname Hammer Straße  
Beschreibung Gebäude Hammer Straße 30-34

Los-Nr. 2 Losname Außenstellen  
Beschreibung Gebäude Bargkoppelweg 66a, Bargkop-
pelstieg 10-14, Rahmoor 1, Süderstraße 32b

7) Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8) Ausführungsfrist(en):

Der Vertrag beginnt mit Zuschlagserteilung und endet 
am 30. November 2025. Darüber hinaus bestehen zwei 
Verlängerungsoptionen um je ein Jahr bis max. zum 
30. November 2027.

9) Vergabeunterlagen (§§ 29, 21 UVgO): 

Die Vergabeunterlagen sind über die Veröffentli-
chungsplattform der Freien und Hansestadt Hamburg

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/api/external/deeplink/subproject/ 

6793d2b-c8f1-48d6-9295-a63bc0e38 8f6

elektronisch abrufbar.

10) Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 
Bindefrist:

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 
4. Oktober 2023, 10.00 Uhr 
Bindefrist: 31. Dezember 2023, 00.00 Uhr

11) Höhe geforderter Sicherheitsleistungen (§ 21 Absatz 5 
UVgO): 

Siehe Ziff. 4 der Besonderen Vertragsbedingungen.

12) Wesentliche Zahlungsbedingungen oder die Angabe 
der Unterlagen, in denen sie enthalten sind: 

Siehe Ziff. 11 der Besonderen Vertragsbedingungen

13) Unterlagen zur Beurteilung der Eignung und des 
Nichtvorliegens von Ausschlussgründen:

 Folgende Unterlagen sind vorzulegen:

E2: Ggf. Erklärung Bietergemeinschaft

E3: Begehungsbestätigung je Los

E4: Bestätigung zur Mitarbeiterqualifikation

E5: Eigenerklärung RUS-Sanktionen

14) Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunter-
lagen genannt (§ 43 UVgO):

Niedrigster Preis  

Hamburg, den 4. September 2023

Die Finanzbehörde 1336

Offenes Verfahren

Verfahren: FB 2023000624 – Rahmenvertrag über die 
Lieferung von Bürobedarf

Auftraggeber: Finanzbehörde Hamburg

1) Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil-
nahmeanträge einzureichen sind:

Finanzbehörde Hamburg
Gänsemarkt 36
20354 Hamburg
Deutschland
+49 40428231386
+49 40427310686
ausschreibungen@fb.hamburg.de

2) Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO)

Offenes Verfahren (EU) [VgV]  

3) Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind (§ 38 UVgO):

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.

4) Entfällt  

5) Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 
Leistungserbringung:

Rahmenvertrag über die Lieferung von Bürobedarf

Rahmenvertrag über die Lieferung von Bürobedarf 
(Briefumschläge/Versandtaschen, Bücher/Blöcke, Eti-
ketten, Ordner, Kalender,

Umlaufmappen mit Aufdruck, Schreibgeräte, Modera-
tion usw.) für alle Dienststellen der FHH, Universität 
Hamburg, HCU, Staatliche Universitätsbibliothek, 
TUHH, HfBK, HfMT, HAW, HPA AöR, Stadtreini-
gung Hamburg, Hamburger Friedhöfe AöR sowie 
Hamburger Krematorium GmbH

Ort der Leistungserbringung: 20354 Hamburg

6) Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung  
(§ 22 UVgO): 

 Losweise Ausschreibung: Nein

7) Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8) Ausführungsfrist(en):

Von: 1. Februar 2024 bis: 31. Januar 2026

Der Vertrag verlängert sich zweimalig um jeweils ein 
weiteres Jahr bis maximal zum 31. Januar 2028.

9) Vergabeunterlagen (§§ 29, 21 UVgO): 

Die Vergabeunterlagen sind über die Veröffentli-
chungsplattform der Freien und Hansestadt Hamburg

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/api/external/deeplink/subproject/ 

6751dd45-f685-4ff5-a882-0908cff2c de8

elektronisch abrufbar.
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10) Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 
Bindefrist:

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 
5. Oktober 2023, 10.00 Uhr 
Bindefrist: 31. Januar 2023, 00.00 Uhr

11) Höhe geforderter Sicherheitsleistungen (§ 21 Absatz 5 
UVgO): 

Der AN verpflichtet sich, eine diese Haftung ab -
deckende Betriebshaftpflichtversicherung in folgender 
Höhe (je Schadensereignis) abzuschließen:

– 5 Mio. Euro pauschal für Personen- und Sachschä-
den, 2-fach maximiert

– 100.000,00 Euro für Vermögensschäden, 2-fach 
maximiert p.a.

12) Entfällt

13) Unterlagen zur Beurteilung der Eignung und des 
Nichtvorliegens von Ausschlussgründen:

 Folgende Unterlagen sind vorzulegen:

siehe Verfahrensbrief

14) Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunter-
lagen genannt (§ 43 UVgO):

Wirtschaftlichstes Angebot:  
Freie Verhältniswahl Preis/Leistung  
Preis-/Leistungsverhältnis (%): 70/30 

Hamburg, den 5. September 2023

Die Finanzbehörde 1337

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 333-23 LG

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neubau eines Klassenhauses, 
Eschenweg 1, 22335 Hamburg

Bauauftrag: GaLa-Bau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 164.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. November 2023; 
Fertigstellung: ca. Juni 2025

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
28. September 2023 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 

direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 7. September 2023

Die Finanzbehörde 1338

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 322-23 AS
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Umbau einer dreizügigen Grundschule, 
Von-Essen-Straße 82, 22081 Hamburg
Bauauftrag: Maler
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 267.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. April 2024; 
Fertigstellung: ca. Juli 2024
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
4. Oktober 2023 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 7. September 2023

Die Finanzbehörde 1339
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Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 335-23 CR
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Erstellung zweiter baulicher Rettungsweg, 
Bernstorffstraße 147, 22767 Hamburg
Bauauftrag: Metallbau
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 54.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: schnellstmöglich nach Beauftragung; 
Fertigstellung: ca. Oktober 2023
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
27. September 2023 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 8. September 2023

Die Finanzbehörde 1340

Auftragsbekanntmachung
Lieferauftrag

Richtlinie 2014/24/EU

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1)  Name und Adressen
Offizielle Bezeichnung:  
Universität Hamburg
Postanschrift: 
Mittelweg 124, 20148 Hamburg 
NUTS-Code: DE600 Hamburg 
Land: Deutschland 
Kontaktstelle(n): Strategischer Einkauf 
E-Mail: strategischereinkauf@uni-hamburg.de 
Telefax: +49 (40)239512234 

Internet-Adresse(n): 
Hauptadresse: https://uni-hamburg.de/

I.3)  Kommunikation
Die Auftragsunterlagen stehen für einen unein-
geschränkten und vollständigen direkten Zugang 
gebührenfrei zur Verfügung unter

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/api/external/deeplink/subproject/ 

1878e177-419c-47f4-b27e-5086d26816b4
Weitere Auskünfte erteilt folgende Kontaktstelle:
Angebote oder Teilnahmeanträge sind einzurei-
chen elektronisch via: 

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/api/external/deeplink/subproject/ 

1878e177-419c-47f4-b27e-5086d26816b4

I.4)  Art des öffentlichen Auftraggebers
Einrichtung des öffentlichen Rechts

I.5)  Haupttätigkeit(en)
Bildung

ABSCHNITT II: GEGENSTAND

II.1)  Umfang der Beschaffung

II.1.1)  Bezeichnung des Auftrags
Beschaffung eines UHPLC-gekoppeltes 
Tandem-Quadrupol-Massenspektrometer für 
Multiple Reaction Monitoring-Messungen
Referenznummer der Bekanntmachung: 
UHH_2023058_OV

II.1.2)  CPV-Code Hauptteil
38433000 Spektrometer

II.1.3)  Art des Auftrags
Lieferauftrag

II.1.4)  Kurze Beschreibung
Die Universität Hamburg (UHH) ist mit über 
42.000 Studierenden die größte Universität in der 
Freien und Hansestadt Hamburg, die größte For-
schungs- und Ausbildungseinrichtung in Nord-
deutschland und eine der größten Hochschulen 
in Deutschland. Im Herzen der Freien Hanse-
stadt Hamburg gelegen, bietet die Universität ein 
vielfältiges Lehrangebot und exzellente For-
schung.
Ziel ist der Kauf und die Lieferung eines fabrik-
neuen UHPLC-gekoppeltes Tandem-Quadru-
pol-Massenspektrometer für Multiple Reaction 
Monitoring-Messungen.
Das geplante Tandem-Quadrupol-Massenspek-
trometer soll unter dem Dach der Technologie-
plattform Massenspektrometrie der Universität 
Hamburg und dem Universitätsklinikum Ham-
burg-Eppendorf im Fachbereich Biologie der 
UHH aufgestellt werden. Dort soll es zur sensiti-
ven und selektiven Quantifizierung von definier-
ten Analyten („targeted Metabolomics“) aus ver-
schiedenen Forschungsprojekten dienen. Um die 
Komplexität der Probe vor dem Eintritt in das 
Massenspektrometer zu reduzieren und eine 
breite Palette von Analyten mit einer großen che-
mischen Vielfalt zu erfassen, soll eine bioinerte 
Flüssigchromatographie-Kopplung (UHPLC) 
vor dem Massenspektrometer eingesetzt werden. 
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Eine wichtige Anwendung wird die Untersu-
chung der Rolle der Wechselwirkungen zwischen 
Pflanzen und Mikroben sowie Algen und Mikro-
ben beim Umsatz organischer Stoffe sein. Eine 
wichtige Matrix, die untersucht werden soll, ist 
die Rhizosphäre, wo komplexe Wechselwirkun-
gen zwischen Pflanzenwurzeln und Mikroben 
zur Umwandlung und zum Abbau organischer 
Stoffe im Boden beitragen. Die Rhizosphäre  wird 
in Küstenökosystemen, gemäßigten Wäldern 
und Feuchtgebieten untersucht werden. Die 
Rolle von Phytoplanktonexsudaten und die 
Wechselwirkungen zwischen Phytoplankton und 
Mikroben werden in marinen Umgebungen 
untersucht. Darüber hinaus werden der Koh-
lenhydratumsatz in Pflanzenabfällen und Schlüs-
selmetaboliten in Biofilmen untersucht. Neben 
Projekten, die sich auf Kohlenstoffflüsse konzen-
trieren, wird das Instrument auch für eine Viel-
zahl anderer Anwendungen eingesetzt werden, 
wie z. B. die Analyse des Cardenolid-Gehalts in 
hochspezialisierten pflanzenfressenden Insekten, 
die Quantifizierung von TCA-Zyklus-Zwischen-
produkten in C. elegans, die Quantifizierung von 
Steroidhormon-Titern in Menschen und die 
Quantifizierung bestimmter Metaboliten in 
Fischembryonen.

II.1.5) Geschätzter Gesamtwert:

Wert ohne MwSt.: 1.00 Euro

II.1.6)  Angaben zu den Losen

Aufteilung des Auftrags in Lose: Nein

II.2)  Beschreibung

II.2.2)  Weitere(r) CPV-Code(s)

38433000 Spektrometer

II.2.3)  Erfüllungsort

Nuts-Code: DE600 Hamburg

II.2.4)  Beschreibung der Beschaffung

Ziel ist der Kauf und die Lieferung eines fabrik-
neuen UHPLC-gekoppeltes Tandem-Quadru-
pol-Massenspektrometer für Multiple Reaction 
Monitoring-Messungen.

Das geplante Tandem-Quadrupol-Massenspek-
trometer soll unter dem Dach der Technologie-
plattform Massenspektrometrie der Universität 
Hamburg und dem Universitätsklinikum Ham-
burg-Eppendorf im Fachbereich Biologie der 
Universität Hamburg aufgestellt werden. Dort 
soll es zur sensitiven und selektiven Quantifizie-
rung von definierten Analyten („targeted Meta-
bolomics“) aus verschiedenen Forschungsprojek-
ten dienen. Um die Komplexität der Probe vor 
dem Eintritt in das Massenspektrometer zu redu-
zieren und eine breite Palette von Analyten mit 
einer großen chemischen Vielfalt zu erfassen, soll 
eine bioinerte Flüssigchromatographie-Kopp-
lung (UHPLC) vor dem Massenspektrometer 
eingesetzt werden.

Eine wichtige Anwendung wird die Untersu-
chung der Rolle der Wechselwirkungen zwischen 
Pflanzen und Mikroben sowie Algen und Mikro-
ben beim Umsatz organischer Stoffe sein. Eine 
wichtige Matrix, die untersucht werden soll, ist 
die Rhizosphäre, wo komplexe Wechselwirkun-

gen zwischen Pflanzenwurzeln und Mikroben 
zur Umwandlung und zum Abbau organischer 
Stoffe im Boden beitragen. Die Rhizosphäre wird 
in Küstenökosystemen, gemäßigten Wäldern 
und Feuchtgebieten untersucht werden. Die 
Rolle von Phytoplanktonexsudaten und die 
Wechselwirkungen zwischen Phytoplankton und 
Mikroben werden in marinen Umgebungen 
untersucht. Darüber hinaus werden der Koh-
lenhydratumsatz in Pflanzenabfällen und Schlüs-
selmetaboliten in Biofilmen untersucht. Neben 
Projekten, die sich auf Kohlenstoffflüsse konzen-
trieren, wird das Instrument auch für eine Viel-
zahl anderer Anwendungen eingesetzt werden, 
wie z. B. die Analyse des Cardenolid-Gehalts in 
hochspezialisierten pflanzenfressenden Insekten, 
die Quantifizierung von TCA-Zyklus-Zwischen-
produkten in C. elegans, die Quantifizierung von 
Steroidhormon-Titern in Menschen und die 
Quantifizierung bestimmter Metaboliten in 
Fischembryonen.

II.2.5) Zuschlagskriterien: 
Die nachstehenden Kriterien
Qualitätskriterium – Name: a) Angabe der tech-
nischen Mindestvoraussetzungen b) Bewertungs-
kriterien c) Detailliertes Angebot über Einzel-
positionen / Gewichtung: 50
Preis – Gewichtung: 50

II.2.7)  Laufzeit des Vertrags
Beginn: 13. Oktober 2023
Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

II.2.10)  Angaben über Varianten/Alternativangebote
Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Nein

II.2.11)  Angaben zu Optionen
Optionen: Nein

II.2.13)  Angaben zu Mitteln der Europäischen Union
Der Auftrag steht in Verbindung mit einem Vor-
haben und/oder Programm, das aus Mitteln der 
EU finanziert wird: Nein

ABSCHNITT III: RECHTLICHE,  
WIRTSCHAFTLICHE, FINANZIELLE  
UND TECHNISCHE ANGABEN

III.1)  Teilnahmebedingungen

III.1.1) Befähigung zur Berufsausübung einschließlich 
Auflagen hinsichtlich der Eintragung in einem 
Berufs oder Handelsregister

 Auflistung und kurze Beschreibung der Bedin-
gungen:

 Angaben zur Präqualifizierung und/oder Anga-
ben für Registerabfragen aus dem Gewerbezen-
tralregister bzw. aus dem Register zum Schutz 
des fairen Wettbewerbs; Angaben zur Fachkunde 
z. B. über Eintragungen in das Berufs- oder Han-
delsregister. Die vorgelisteten Angaben sind im 
Dokument Eigenerklärungen für die Eignung 
und Auftragsausführung zu tätigen.

III.1.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig-
keit

 Auflistung und kurze Beschreibung der Eig-
nungskriterien:
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 Erklärung über die zur Leistungsausführung 
erforderlichen wirtschaftlichen und finanziellen 
Kapazitäten zu verfügen und auf Verlangen 
geeignete Unterlagen als Nachweis vorzulegen; 
Umsatz der letzten drei abgeschlossenen Ge-
schäftsjahre. Die vorgelisteten Angaben sind im 
Dokument Eigenerklärungen für die Eignung 
und Auftragsausführung zu tätigen.

III.1.3)  Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Auflistung und kurze Beschreibung der Eig-
nungskriterien:
Erklärung über die erforderlichen personellen 
und technischen Mittel sowie über ausreichend 
Erfahrung zu verfügen, um den Auftrag in der 
geforderten Qualität auszuführen; Referenzen 
über vergleichbare Leistungen. Die vorgelisteten 
Angaben sind im Dokument Eigenerklärungen 
für die Eignung und Auftragsausführung zu täti-
gen.

III.2)  Bedingungen für den Auftrag

III.2.2) Bedingungen für die Ausführung des Auftrags:
Angaben für das Nichtvorliegen von Ausschluss-
gründen gem. §§ 123, 124 GWB; Angaben zum 
Nachweis der Ausführungsbedingungen gem. 
§§ 3, 3a und 7 des Hamburgischen Vergabegeset-
zes (HmbVgG); Eigenerklärung über die Einhal-
tung des Art. 5k Abs. 1 VO (EU) 2022-576; Eige-
nerklärungen für die Eignung und Auftragsaus-
führung; alle Bestandteile der Vergabeunterla-
gen.

III.2.3) Für die Ausführung des Auftrags verantwortli-
ches Personal
Verpflichtung zur Angabe der Namen und beruf-
lichen Qualifikationen der Personen, die für die 
Ausführung des Auftrags verantwortlich sind.

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1)  Beschreibung

IV.1.1)  Verfahrensart
Offenes Verfahren

IV.1.8)  Angaben zum Beschaffungsübereinkommen (GPA)
Der Auftrag fällt unter das Beschaffungsüberein-
kommen: Ja

IV.2)  Verwaltungsangaben

IV.2.2)  Schlusstermin für den Eingang der Angebote
9. Oktober 2023, 9.00 Uhr

IV.2.4)  Sprache(n), in der (denen) Angebote eingereicht 
werden können
Deutsch

IV.2.6)  Bindefrist des Angebots
Das Angebot muss gültig bleiben bis 8. Dezember 
2023.

IV.2.7)  Bedingungen für die Öffnung der Angebote
9. Oktober 2023, 9.00 Uhr
Ort: Hamburg

Angaben über befugte Personen und das Öff-
nungsverfahren: Ausschließlich Mitarbeitende 
der Auftraggeberin.

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1)  Angaben zur Wiederkehr des Auftrags

Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein

VI.2)  Angaben zu elektronischen Arbeitsabläufen

Die Zahlung erfolgt elektronisch

VI.4)  Rechtsbehelfsverfahren/Nachprüfungsverfahren

VI.4.1)  Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/Nachprü-
fungsverfahren

Offizielle Bezeichnung: 
Vergabekammer bei der Finanzbehörde 
Postfach 30 17 41, 20306 Hamburg, 
Postleitzahl: 20306 
Land: Deutschland 
E-Mail: vergabekammer@fb.hamburg.de 
Telefon: +49 40428231690 
Fax: +49 40427923080

VI.4.3) Einlegung von Rechtsbehelfen

Genaue Angaben zu den Fristen für die Einle-
gung von Rechtsbehelfen:

Es wird auf § 160 Abs. 3 GWB hingewiesen. Ein 
Antrag ist demnach unzulässig, soweit 1. der 
Antragsteller den geltend gemachten Verstoß 
gegen Vergabevorschriften vor Einreichen des 
Nachprüfungsantrags erkannt und gegenüber 
dem Auftraggeber nicht innerhalb einer Frist von 
zehn Kalendertagen gerügt hat; der Ablauf der 
Frist nach § 134 Absatz 2 GWB bleibt unberührt, 
2. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die auf-
grund der Bekanntmachung erkennbar sind, 
nicht spätestens bis zum Ablauf der in der 
Bekanntmachung benannten Frist zur Bewer-
bung oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem 
Auftraggeber gerügt werden, 3. Verstöße gegen 
Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeun-
terlagen erkennbar sind, nicht spätestens bis zum 
Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur Ange-
botsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt 
werden, 4. mehr als 15 Kalendertage nach Ein-
gang der Mitteilung des Auftraggebers, einer 
Rüge nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind.

VI.4.4)  Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von 
Rechtsbehelfen erteilt

 Offizielle Bezeichnung: 
Vergabekammer bei der Finanzbehörde 
Ort: Hamburg, 
Land: Deutschland 
E-Mail: vergabekammer@fb.hamburg.de 
Telefon: +49 40428231690 
Fax: +49 40427923080

VI.5)  Tag der Absendung dieser Bekanntmachung

11. September 2023

Hamburg, den 11. September 2023

Universität Hamburg 1341
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Offenes Verfahren
Auftraggeber:
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Vergabenummer: GMH VOB OV 135-23 LG
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags:
MIN-Forum und Informatik,
Sedanstraße 16-18 in 20146 Hamburg
Bauauftrag: Wärmeversorgungsanlage
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 1.840.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich:
Beginn schnellstmöglich nach Beauftragung;
Fertigstellung ca. September 2024
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:
4. Oktober 2023 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle:
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Einkauf/Vergabe
einkauf@gmh.hamburg.de
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter: 
https://hamburg.de/bauleistungen/
Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter: 
https://gmh-hamburg.de/ausschreibungen
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 5. September 2023

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH1342

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber:
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Vergabenummer: GMH VOB ÖA 055-23 IE
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags:
Abriss Gebäude 4,
Rahmwerder Straße 3, 21109 Hamburg
Bauauftrag: Abbruch
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 84.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich:
Beginn ca. Januar 2024;
Fertigstellung ca. Februar 2024
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:
28. September 2023 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle:
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Einkauf/Vergabe
einkauf@gmh.hamburg.de
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter: 
https://hamburg.de/bauleistungen/
Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter: 
https://gmh-hamburg.de/ausschreibungen
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 7. September 2023

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH1343
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Sonstige Mitteilungen
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